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In den Monaten April

und Mai dieses Jahres

haben fünf Bürgerkon-

gresse zur Kommunal-

und Verwaltungsreform

in Rheinland-Pfalz

stattgefunden. In Lud-

wigshafen, Bingen, Lahn-

stein, Kaiserslautern

und Trier haben insge-

samt 800 Bürgerinnen und Bürger an diesen Zu-

kunftswerkstätten teilgenommen. Sie nutzten damit

die Gelegenheit, ihre Wünsche und Vorschläge, ihre

Kritik und Perspektiven für eine zukunftsfähige

Verwaltung in unserem Land einzubringen. Und

genau darauf kam es uns in den Bürgerkongressen

an, auf die Erfahrungen der Menschen in unserem

Land, auf ihren Sachverstand und ihre Meinung als

Experten vor Ort in den Gemeinden, Städten und

Landkreisen. Die Bürgerkongresse sind der erste

Schritt in einem breit angelegten Beteiligungspro-

zess bei diesem Reformvorhaben.

Die Weiterentwicklung und Optimierung der beste-

henden Strukturen ist insbesondere aufgrund

demografischer Veränderungen und der damit

verbundenen Herausforderungen in unserem Land

ein wichtiger und notwendiger Schritt. Wie eine

moderne und effiziente Verwaltung in Zukunft

aussehen soll, ist aber nicht nur eine Frage, über die

politische Mandats- und Funktionsträger beraten

und entscheiden sollen. Deshalb war und ist es uns

besonders wichtig, dass sich die Bürgerinnen und

Bürger selbst aktiv an der Reformdiskussion

beteiligen.

Mit dieser breit angelegten Bürgerbeteiligung haben

wir Neuland betreten. Nirgends gab es bislang

Vorbilder oder Modelle dafür, wie Beteiligungspro-

zesse auf Landesebene, insbesondere bei einem

derart umfänglichen Thema wie einer Kommunal-

Grußwort

und Verwaltungsreform, organisiert werden können.

Die Politik selbst war in diesem Prozess in einer

lernenden Rolle. Dafür haben wir auch Kritik

einstecken müssen. Die Ergebnisse belegen jedoch

eindeutig, dass wir auf dem richtigen Weg sind.

Die Diskussionen auf den Bürgerkongressen waren

außerordentlich produktiv. Die Bürgerinnen und

Bürger haben sehr genau beschrieben und disku-

tiert, was aus ihrer Sicht in der Verwaltung sehr gut

funktioniert; sie haben aber auch auf den Punkt

gebracht, wo noch der Schuh drückt und etwas

geändert werden sollte. Dabei wurden besonders

schwierige Themen wie zum Beispiel mögliche

Gebietsveränderungen nicht ausgespart. Zahlreiche,

sehr konkrete und konstruktive Vorschläge für eine

bürgernahe, effiziente und auch kostengünstige

Verwaltung liegen nunmehr vor und können der

breiten Öffentlichkeit präsentiert werden.

Jetzt ist es an der Politik, die Ergebnisse der Bürger-

kongresse in den weiteren Reformprozess einzube-

ziehen. Hierzu sind wir fest entschlossen. Wir tun

dies, weil wir der Überzeugung sind, dass wir nur auf

diesem Weg Lösungen für die Herausforderungen

an eine moderne Verwaltung der Zukunft finden

können.

Ich danke allen Bürgerinnen und Bürgern ganz

herzlich für ihre engagierte Mitwirkung an den

Kongressen. Mein Dank gilt zudem dem

Moderationsbüro cg konzept aus Freiburg, das die

Bürgerkongresse mit hoher Fachkompetenz vorbe-

reitet, moderiert und ausgewertet hat.

Kurt Beck

Ministerpräsident

Ihre Meinung zählt!
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Das jetzt vorhandene Kommunal-

system, bestehend aus

• 2.257 Ortsgemeinden,

• 163 Verbandsgemeinden,

• 29 verbandsfreien Gemeinden

und 8 großen kreisangehörigen

Städten,

• 12 kreisfreien Städten,

• 24 Landkreisen,

hat sich bis heute im Grundsatz gut

bewährt. Gleichwohl ist es aus

mehreren Gründen notwendig,

die Kommunal- und Verwaltungs-

strukturen im Land fit für die Zu-

kunft zu machen.

Demografische
Entwicklung

Wir müssen davon ausgehen, dass

wegen der niedrigen Geburtenra-

te die Zahl der Einwohnerinnen

und Einwohner in den nächsten

Jahren immer stärker sinken wird.

Auch auf Grund der noch weiter

steigenden Lebenserwartung wird

dabei der Anteil der alten und sehr

alten Menschen deutlich zuneh-

men; gleichzeitig wird es immer

weniger Menschen im erwerbsfä-

higen Alter – und damit auch

immer weniger Steuerzahler – ge-

Warum eine Kommunal- und Verwaltungsreform?

Geräte, keine Personalcomputer

und kein Internet gab. Der Begriff

der Bürgernähe wurde damals vor

allem räumlich gesehen. In unserer

Kommunikationsgesellschaft heu-

te und in der Erwartungshaltung

der Bevölkerung kommt es für ei-

nen guten Service nicht mehr so

sehr darauf an, alle Ämter einer

Kommunalverwaltung möglichst

wohnortnah zu haben. Die Technik

ermöglicht dezentrale Organisati-

onsstrukturen (Außenstellen und

wohnortnahe Bürgerbüros) bis hin

zu mobilen Serviceangeboten. Hin-

zu kommen die Möglichkeiten

elektronischer Kommunikation

zwischen Bürger und Verwaltung.

Guter Service sieht heute anders

aus als vor 35 Jahren.

Veränderung von
Aufgaben

Die öffentlichen Aufgaben unter-

liegen in ihrer Quantität und Quali-

tät einem ständigen Wandel. Man-

che Aufgaben verlieren an Bedeu-

tung (z. B. Kriegsopferfürsorge

und Lastenausgleich), während an-

dere auf Grund der gesellschaftli-

chen Bedürfnisse und der Rechts-

entwicklung immer größeres Ge-

wicht bekommen, so z. B. beim

Vor etwa 35 Jahren sind in Rheinland-Pfalz die kommunalen Strukturen zuletzt neu
gestaltet worden. Kernstück dieser Reform war die Bildung der Verbandsgemeinden.

ben. Die demografische Entwick-

lung wird im Land allerdings regio-

nal unterschiedlich verlaufen.

Diese Zukunftserwartung ist für

die Gesellschaft eine große Her-

ausforderung. Auch die öffentli-

che Verwaltung im Land und dabei

insbesondere die Kommunen müs-

sen sich hierauf rechtzeitig einstel-

len.

So wird es notwendig sein, die In-

frastrukturen (z. B. Kindertages-

stätten, Schulen, Schwimmbäder,

Nahverkehr, Altentagesstätten,

ambulante Dienste und Einrichtun-

gen für pflegebedürftige Men-

schen) dem Wandel anzupassen.

Die Kosten für die öffentliche Ver-

waltung, insbesondere die Perso-

nal- und Sachkosten, dürfen nicht

weiter steigen, sondern müssen

entsprechend der demografi-

schen Entwicklung sinken, damit

die öffentliche Hand auf die Be-

dürfnisse der Bevölkerung ange-

messen reagieren kann.

Technologische
Entwicklung

Die kommunalen Strukturen, die

wir seit Anfang der ’70er Jahre ha-

ben, sind gebildet worden, als es in

den Verwaltungen noch keine Fax-
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Umwelt- und Verbraucherschutz.

Dieser Entwicklung muss die Orga-

nisation der öffentlichen Aufga-

ben folgen, bisherige Zuständig-

keiten und Verantwortungsberei-

che  müssen auf den Prüfstand.

Ziele der Kommunal- und

Verwaltungsreform

Um eine bürgerfreundliche, spar-

same und dauerhaft leistungsfähi-

ge Verwaltung zu gewährleisten,

bedarf es deshalb

einer Neuzuordnung von Zu-

ständigkeiten und Verantwort-

lichkeiten, mit der die bürger-

nahe kommunale Selbstverwal-

tung gestärkt wird,

eines Abbaus von unnötigen

Vorgaben und Doppelzustän-

digkeiten sowie einer Straffung

von Verwaltungsverfahren,

einer Optimierung kommunaler

Gebietsstrukturen.

Innenminister Karl Peter Bruch auf dem Bürgerkongress in Trier

Warum eine Kommunal-  und Verwaltungsreform?

» Die Bürgerkongresse

standen unter dem Motto

,Meine Meinung zählt’ –

und so wollen wir es auch

halten! «

Kurt Beck

»  Eine Kernbotschaft der

Bürgerkongresse lautet für

mich: ‘Habt Mut zur Reform

- kein Reförmchen’! «

Karl Peter Bruch

» Verwaltung ist kein Selbst-

zweck. Sie ist für die Bürger-

innen und Bürger da. «

Kurt Beck
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Das Beteiligungsverfahren
„Bürgerkongress“

Bürgerbeteil igungsverfahren

brauchen klare inhaltliche Ziele

und müssen zeitlich begrenzt sein

– nicht nur, um zu Ergebnissen zu

kommen. Hinter den Fragen rund

um das „Wie“ einer Bürgerbeteili-

gung verbergen sich wichtige An-

liegen: Die Bürgerinnen und Bürger

wollen gewonnen werden, und

diejenigen, die sich entschließen,

ihre Freizeit beizusteuern, sollen in

der Rückschau sicher sein, dass es

sich gelohnt hat.

Die Bürgerkongresse zur Kom-

munal- und Verwaltungsreform in

Rheinland-Pfalz wurden von cg

konzept, Büro für Planungskom-

munikation, unter Federführung

von Dirk Kron und Dr. Christine

Grüger konzipiert, moderiert und

dokumentiert.

Die Teilnehmer-
gewinnung

Um möglichst viele Menschen aus

ganz Rheinland-Pfalz für das auf

den ersten Blick eher sperrig er-

scheinende Thema Kommunal-

und Verwaltungsreform zu mobili-

sieren, wurden die Bürgerinnen

und Bürger ab Februar 2008 auf

vielfältige Art und Weise auf das

Dialogangebot aufmerksam ge-

macht. Ein Mix aus verschiedenen

Medien und Ansprechformen hat-

te das Ziel, möglichst viele Bürger-

innen und Bürger zu informieren

und sie darüber hinaus zur Mitar-

beit zu bewegen. Um vielen unter-

schiedlichen Menschen die Teilnah-

me zu ermöglichen, wurde bei-

spielsweise auch auf Rahmenbe-

dingungen wie den barrierefreien

Zugang zu den Veranstaltungen

und ein Kinderbetreuungsange-

bot Wert gelegt.

Rund 1,2 Millionen Flyer wurden

per Postwurfsendung im Land ver-

teilt. In Radiospots und mit Plaka-

ten warb die Landesregierung

ebenfalls für eine Teilnahme. Den

Kommunalverwaltungen stellte sie

Plakate und Informationen zur

Bei jeder Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern stellen sich drei entschei-
dende Fragen: Welches Angebot wird den Menschen für eine Mitarbeit gemacht?
Wie wird die Beteiligung konkret organisiert, wie läuft der Bürgerdialog ab?

Und was geschieht mit den Ergebnissen? Fünf eintägige und auf die Regionen in
Rheinland-Pfalz verteilte Bürgerkongresse luden die Menschen zur Mitarbeit an
der Kommunal- und Verwaltungsreform ein. Die Kongresse selbst waren als Groß-

gruppenveranstaltung konzipiert. Die Detailergebnisse aller Kongresse sind
veröffentlicht und unter www.buergerkongresse.rlp.de nachzulesen.

Das Moderationsteam von cg konzept, Büro für Planungskommunikation,

Freiburg, hat die Bürgerkongresse konzipiert, moderiert und dokumentiert:

Dr. Christine Grüger, Gisela Beck, Dirk Kron und Angela Lüchtrath.
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Verfügung. Engagierte Bürger-

innen und Bürger, die sich bereits

in öffentliche Belange einbringen

oder in Vereinen und Verbänden

aktiv sind, wurden direkt ange-

schrieben und erhielten ebenso

eine persönliche Einladung des Mi-

nisterpräsidenten wie Vertreter-

innen und Vertreter von Verbän-

den und Organisationen aus dem

Landesnetzwerk „Bürgerschaftli-

ches Engagement“.

Rund 800 Bürgerinnen und Bür-

ger folgten der Einladung, zur

Kommunal- und Verwaltungsre-

form beizutragen, und nahmen

sich an einem der fünf Kongresse

Zeit für einen intensiven Dialog.

Die Bürgerkongresse fanden

jeweils samstags statt:

am 12. April 2008

in Ludwigshafen

am 19. April 2008

in Bingen

am 26. April 2008

in Lahnstein

am 17. Mai 2008

in Kaiserslautern

am 31. Mai 2008

in Trier

Die Teilnehmer-
zusammensetzung

Im Überblick ergab sich bei den

Teilnehmerinnen und Teilnehmern

der Bürgerkongresse folgendes

Bild: Die Teilnehmenden setzten

sich zu zwei Dritteln bis drei Vier-

teln aus Männern zusammen und

zu einem Viertel bis einem Drittel

aus Frauen. Junge Erwachsene wa-

ren deutlich schwerer zu mobilisie-

ren als ältere. Der überwiegende

Teil der Teilnehmenden war zwi-

schen 40 und 60 Jahre alt. Die meis-

ten Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer  engagieren sich bereits in der

Gesellschaft, in Vereinen, Initiati-

ven, Verbänden und Gewerkschaf-

ten. Auch einige Kommunalpoliti-

kerinnen und -politiker nahmen

teil. Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter öffentlicher Verwaltungen

beteiligten sich ebenso am Re-

formdiskurs wie Gewerbetreiben-

de und Auszubildende.

Mit der Anmeldung erhielten

alle Teilnehmenden einen 30seiti-

gen  Materialienband. Er bot die

Möglichkeit, sich vorab mit dem

Thema Kommunal- und Verwal-

tungsreform vertraut zu machen.

Das Großgruppenkonzept

Das Moderationsbüro arbeitete

mit dem Konzept eines Großgrup-

penprozesses. Das heißt, es wurde

darauf verzichtet, in vorgegebe-

nen Arbeitsgruppen in unter-

schiedlichen Räumen zu arbeiten.

Statt dessen galten zwei Prinzipi-

en: 1. alle Teilnehmenden in einem

Raum, 2. selbstverantwortliche

Organisation in den Arbeitsgrup-

pen mit jeweils acht Gruppenmit-

gliedern.

Die Bürgerinnen und Bürger ar-

beiteten stets mit Blickkontakt in

wechselnden Achtergruppen an

vier zentralen Fragestellungen.

Dadurch entstanden inhaltliche

Perspektivwechsel verbunden mit

immer wieder neuen personellen

Konstellationen. Die Atmosphäre,

der Geist und die wachsende ge-

meinsame Verantwortung für The-

ma und Ziel der Veranstaltung wa-

ren bei allen Kongressen trotz un-

terschiedlicher Grundstimmungen

beeindruckend. Zwischen 150 und

220 Menschen konzentrierten sich

jeweils auf gemeinsame Aufgaben

und waren gleichzeitig offen

füreinander sowie für unterschied-

liche Ansichten.

Selbstorganisation als Grund-

prinzip bedeutete, immer wieder

Angeregter Austausch:

Die Großgruppe in

Stuhlkreisen.

Das Betei l igungsverfahren „Bürgerkongress“
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vier Funktionen in einer neuen

Gruppe zu verteilen und wahrzu-

nehmen: ein/e Moderator/in leite-

te das Gespräch, ein/e Zeitmana-

ger/in hatte die Uhr im Blick, ein/e

Schreiber/in hielt alle wesentli-

chen Erkenntnisse und Ergebnisse

der Gruppe gut lesbar für das Pro-

tokoll auf einer Stellwand fest, und

ein/e Sprecher/in stellte den übri-

gen Kongressteilnehmenden die

Ergebnisse im Plenum vor.

Die Kongresse wurden durch

eine klare Aufgabenteilung zwi-

schen Hauptmoderation und Ar-

beitsgruppen sowie durch zeitlich

klar abgegrenzte Arbeitschritte

gegliedert. Das Moderationsteam

war verantwortlich für gute Ar-

beitsbedingungen, eindeutige Fra-

gestellungen und übersichtliche

Arbeitszeiten. Außerdem stellten

die Moderatorinnen und Modera-

toren zusammenfassend Ergebnis-

se einzelner Arbeitsphasen vor

und leiteten die Diskussionen im

Plenum, also unter allen Kongress-

teilnehmenden. Bei Bedarf unter-

stützte das professionelle Mode-

rationsteam die Achterstuhlkreise

in ihren Dialogrunden.

Der Kongressablauf

Der Ablauf gliederte sich in vier

zentrale Arbeitsphasen:

(1) Stärken- und-Schwächen-

Analyse: „Meine Erfahrungen

mit Verwaltung in Rheinland-

Pfalz“

(2) Blick in die Zukunft: „Meine

Ideen für eine bürgernahe

Verwaltung von morgen“

(3) Abwägung: „Meine Meinung

zum Reformweg – Gebiets-

reform oder Interkommuna-

le Zusammenarbeit oder

ganz anders?“

(4) Abschlussreflexion:

Zukunftsbausteine als Kern-

botschaften an die Landes-

regierung

Außerdem sorgten zwei fachliche

Impulse für Denkanstöße. Auf die

Stärken-und-Schwächen-Analyse

folgte ein kurzer fachlicher Beitrag

des Verwaltungswissenschaftlers

Prof. Dr. Jan Ziekow vom Deut-

schen Forschungsinstitut für öf-

fentliche Verwaltung in Speyer. Mit

konkreten Fragen regte er die

nachfolgende Diskussion um eine

bürgernahe Verwaltung an.

Der Bürgerdialog zum Reform-

weg wurde eingeleitet durch ein

Video, in dem zwei Protagonisten

ihre jeweilige Position darstellten:

Dr. Winfried Hirschberger, Landrat

des Landkreises Kusel, argumen-

tierte dabei für eine Gebietsre-

form, während Bürgermeister

Wolfgang Reiland, Verbandsge-

meinde Trier-Land, auf die Vorzü-

ge einer Interkommunalen Zusam-

menarbeit einging.

Die Kongresse wurden jeweils

eröffnet von Ministerpräsident

Kurt Beck, von Innenminister Karl

Peter Bruch oder von Innenstaats-

sekretär Roger Lewentz. Die Bot-

schaften der Bürgerinnen und Bür-

ger nahmen, auch in der symboli-

schen Form der Zukunftsbaustei-

ne, am Ende jeder Veranstaltung

die zuständigen Projektverant-

wortlichen im Innenministerium

(Hubert Stubenrauch) und der

Staatskanzlei (Dr. Frank Heuber-

ger bzw. Birger Hartnuß) ent-

gegen.

Das Moderationsbüro cg kon-

zept in Freiburg erstellte jeweils

binnen zehn Tagen eine ausführli-

che Dokumentation aller Projekt-

ergebnisse, die allen Teilnehmen-

den per Post oder E-Mail zuge-

stellt wurde und seitdem auch im

Internet zugänglich ist. Zudem

wurde  für die Projektinternetsei-

te www.buergerkongresse.rlp.de

von jedem Bürgerkongress eine

Fotogalerie erstellt. Dort finden

sich auch zwei Videoberichte über

die Kongresse in Ludwigshafen

und in Lahnstein.

Eine Kinderbetreuung ermöglichte

auch Eltern die Teilnahme.

Das Betei l igungsverfahren „Bürgerkongress“
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Ein Tag Bürgerkongress: der Ablauf im Überblick

Ab 9.00 Uhr Ankommen bei Tee/Kaffee

10.00 Uhr Begrüßung durch die Moderation

10.05 Uhr Einstiegsvideo: Bürgerstatements aus der Region

10.10 Uhr Grußwort und Einführung durch Ministerpräsident Kurt Beck

bzw. Innenminister Karl Peter Bruch

10.25 Uhr Orientierung

Das Moderationsteam erläutert den Tagesablauf,

die Ziele und Spielregeln

10.30 Uhr Kurzer Infotalk mit Statements aus dem Publikum

11.00 Uhr Dialogphase (1) „Spurensuche“ – Verwaltung in Rheinland-Pfalz

Mich stört, mich freut....eine Wandzeitung entsteht!

11.45 Uhr Tee/Kaffee-Pause

12.15 Uhr Auf dem Weg zu einer Verwaltung der Zukunft

Denkanstöße von Professor Dr. Jan Ziekow, Speyer

12.45 Uhr Nachgehakt – Ihre Fragen bitte!

13.00 Uhr Mittagessen

14.00 Uhr Dialogphase (2)  „Vision Bürgernahe Verwaltung“

Was verstehen Sie darunter? Ideen für eine Verwaltung

der Zukunft werden gesammelt.

15.15 Uhr Tee/Kaffeepause

15.45 Uhr Dialogphase (3) „Welchen Weg nehmen wir?“

Zukunftsfähige Gebietsstrukturen und/oder verstärkte

interkommunale Zusammenarbeit? Oder ganz anders?

Argumente sammeln und abwägen – ein Fazit ziehen!

17.15 Uhr Dialogphase (4) Zukunftsbausteine

Kernbotschaften an die Landesregierung

18.00 Uhr Ende des Bürgerkongresses

Das Betei l igungsverfahren „Bürgerkongress“
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Bürgerkongress

LUDWIGSHAFEN
Mit Spannung war der erste Bürger-

kongress am 12. April 2008 im BASF

Feierabendhaus in Ludwigshafen er-

wartet worden, eröffnet von Minister-

präsident Kurt Beck. Knapp 200 Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer kamen,

dazu mehrere Pressevertreter. Ein Fern-

sehteam des SWR blieb den ganzen

Tag. Die Spannung löste sich, als der

Dialog begann. Es wurde intensiv disku-

tiert, konzentriert und schwungvoll

gearbeitet. Trotz des ersten schö-

nen Frühlingstages  blieb die

Mehrzahl der Bürgerinnen und

Bürger bis zum Schluss und sorgte

für eine lebhafte Arbeitsatmo-

sphäre. Inhaltlich stand die Frage,

wie eine Reform wirklich Bürger-

nähe schaffen kann, im Mittel-

punkt. Online-Verwaltung, Bürger-

büros mit flexibleren Öffnungs-

zeiten und bessere Erreichbarkeit

waren häufige Anregungen. Eine

Gebietsreform hielten viele für

sinnvoll, interkommunale Zusam-

menarbeit ergänzend für wün-

schenswert.
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Bürgerkongress Ludwigshafen

» Die Reform soll dem Bürger

dienen: klare Strukturen,

weniger Bürokratie. «

» Dem Bürger sind

Grenzen meistens egal.

Es soll die jeweilige vor Ort

geeignete Lösung realisiert

werden, mit der größten

Bürgernähe. «

» Um die öffentliche

Verwaltung zukünftig

bezahlbar zu machen,

müssen Gebietsstrukturen

verändert werden. «

» Bürgerkongresse

machen Demokratie

demokratischer. «

 Meinungen...
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Bürgerkongress

BINGEN
Knapp 150 Teilnehmende begrüß-

te Innenminister Karl Peter Bruch

am 19. April in Bingen in der

Stadthalle direkt am Rhein – am

Tag nach der Eröffnung der Lan-

desgartenschau. Der Beginn war

hier etwas verhaltener als in Lud-

wigshafen, die Wandzeitungen

füllten sich langsamer. Doch mit

der Zeit wurde auch hier intensiv

diskutiert. Die Allgemeine Zeitung

in Mainz titelte am Tag darauf

„Bürgerlotsen im Verwaltungs-

dschungel“ und griff damit eine

zentrale Anregung auf. Zur Ge-

bietsreform waren die Meinun-

gen geteilt: Während die einen

der interkommunalen Zusammen-

arbeit den Vorzug gaben, wollten

die anderen eher neue Strukturen

und eine Verringerung von Ver-

waltungsebenen. Die Beiträge

der Bürger ernst zu nehmen, wur-

de am Ende noch einmal deutlich

gefordert. Ein symbolischer

Zukunftsbaustein sagte es klar:

„Eine Reform braucht Mut –

mehr Demokratie wagen.“
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Bürgerkongress Bingen

» Wir brauchen Lotsen,

die durch den Behörden-

dschungel führen. «

» Die Öffnungszeiten

der Verwaltung sind wenig

bürgerfreundlich. «

» Unser Wunsch wäre

die interkommunale

Zusammenarbeit.

Aber die Realität spricht

für zukunftsfähige

Gebietsstrukturen

nach vorgeschalteter

Aufgabenkritik. «

» Wir sind für zukunftsfähige

Gebietsstrukturen,

weil wir uns daraus mehr

Transparenz hinsichtlich

Struktur und Verantwortung

 versprechen. «

 Meinungen...
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Bürgerkongress

LAHNSTEIN
Mehr als 200 Teilnehmende kamen

zum damit größten Bürgerkongress

am 26. April und wurden von Innen-

staatssekretär Roger Lewentz be-

grüßt. Darunter waren besonders

viele Männer und weniger Frauen

sowie ein recht hoher Anteil an Bür-

gern, die in Verwaltungen arbeiten.

In Lahnstein ging es gleich zur Sache,

die Diskussionen in immer wieder neu

gemischten Gruppen wurden auch

hier als sehr hilfreich erlebt. Viele Teil-

nehmende hielten die heutige Struk-

tur der Orts- und Verbandsgemein-

den für sinnvoll und wollten diese

stärken. Die Bedeutung einer lebendi-

gen sozialen Infrastruktur für das Ge-

meinwesen wurde betont, die Privati-

sierung öffentlicher Aufgaben kriti-

siert. Gebietsreformen sollten mit Au-

genmaß durchgeführt werden, eine

mobile Verwaltung wurde angeregt.

„Die Bürgerkongresse sind ein toller

Anfang, weiter so“, stand am Ende

des Kongresstages auf einem der

symbolischen Zukunftsbausteine für

die Landesregierung.
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Bürgerkongress Lahnstein

» Bürgerbüros, kompetent

besetzt, funktionieren als

Schnittstelle zwischen

Bürger und Verwaltung. «

» Der Einstieg in notwendige

 Veränderungen ist die

interkommunale Zusammen-

arbeit. Mittel- bis langfristig

müssen zukunftsfähige

Gebietsstrukturen

 geschaffen werden! «

» Für die Zukunft brauchen

wir Gebietsreformen und

interkommunale Zusammen-

arbeit in Abhängigkeit von

örtlichen Gegebenheiten. «

 Meinungen...
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Bürgerkongress

KAISERSLAUTERN
In der Burgherrenhalle kamen am

17. Mai rund 150 Teilnehmende am

Stadtrand von Kaiserslautern zu-

sammen. Wo sonst Sportveranstal-

tungen stattfinden oder Rock-

bands auftreten, war die Stim-

mung zu Beginn leicht gereizt, Un-

zufriedenheit lag im Raum. In der

ersten Arbeitsphase füllten sich die

Wandzeitungen schnell mit kriti-

schen Erfahrungen mit Verwaltung,

und es mussten zusätzliche Papier-

bögen her. Viele kamen mit dem

Eindruck, im Verwaltungsalltag mit

ihren Anliegen nicht ernst genom-

men zu werden. Der Wunsch nach

mehr sozialer Kompetenz der Ver-

waltungsmitarbeiter stand später

ganz oben. „Verwaltung braucht

Bürgerbüros“ titelte die Rheinpfalz

am 19. Mai und rückte damit in

den Fokus, was auch in Kaiserslau-

tern starke Unterstützung erfuhr.

„Zentralisieren, wo nötig, Zusam-

menarbeit, wo möglich und sinn-

voll“ lautete  die Kernbotschaft in

Sachen Gebietsreform.
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Bürgerkongress Kaiserlautern

» Flächendeckende

Einrichtung von Bürgerbüros

mit arbeitnehmerfreund-

lichen Öffnungszeiten. «

» Man fühlt sich oft nicht

ernst genommen. «

» Bessere Förderung der

interkommunalen Zusam-

menarbeit durch das Land

an Stelle einer teuren

Gebietsreform. «

» Beide Maßnahmen sind

zwingend erforderlich für

eine zukunftsfähige und

 effektive Verwaltung. «

 Meinungen...
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Bürgerkongress

TRIER
Zum Abschluss der Bürgerkon-

gresse trafen sich knapp 170 Teil-

nehmende am 31. Mai in der Eu-

ropahalle im historischen Zen-

trum Triers. Die Befürchtung, we-

nige „Profis“ könnten dominie-

ren, wich nach der ersten Kaffee-

pause einem arbeitsamen Werk-

stattcharakter mit Diskussionen

auf Augenhöhe. Die Bedenken

gegen zu starke politische Ein-

flussnahme mündeten in enga-

gierte und konstruktive Gesprä-

che. Mehrfach wurde gefordert,

eine Verwaltungsebene zu strei-

chen. Das gläserne Rathaus wur-

de zur Vision für politische Trans-

parenz. Verwaltung müsse bezahl-

bar bleiben, hieß es oft. „Klarer

Wille, unklarer Weg“, so fasste

der Trierische Volksfreund am

2. Juni den Bürgerkongress zu-

sammen. Der Reformbedarf wur-

de allenthalben gesehen, über

den Weg gab es sehr unterschied-

liche Auffassungen.



SEITE 19

DOKUMENTATION:  Bürgerkongresse

Bürgerkongress Trier

» Es fehlt ein

Beschwerdemanagement

in der Verwaltung. «

» Rollende Bürgerbüros

für das Land. «

» Doppelstrukturen

und zu wenig Kooperation

können wir uns

auf Dauer nicht leisten. «

» Es besteht Handlungsbedarf.

Die Krise sollte als Chance

begriffen werden! «

» So viel Zusammenlegung

wie nötig und soviel Zusam-

menarbeit wie möglich. «

 Meinungen...
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Die Ergebnisse der Bürgerkongresse

Die Bürgerkongresse waren in vier

Arbeitsphasen gegliedert, in de-

nen die Sicht der Bürgerinnen und

Bürger ermittelt wurde:

• In der ersten Arbeitsphase

sammelten die Teilnehmenden

ihre positiven und ihre negati-

ven Erfahrungen mit Verwal-

tung. Diese konnten im

Nachhinein von anderen Kon-

gressteilnehmenden bewertet

werden. Ausrufezeichen unter-

strichen die geäußerte Meinung

und machten so die allgemein

hohe Priorität einer Aussage

deutlich, Fragezeichen bedeute-

ten Widerspruch im Sinne von

„das sehe ich anders“ .

• Im zweiten Schritt ging es um

die Frage, was genau eine „bür-

gernahe Verwaltung“ für die

Menschen bedeutet.

• Die dritte Arbeitsphase widme-

te sich der Frage nach mögli-

chen Wegen für eine Umsetzung

der Kommunal- und Verwal-

tungsreform: Die Teilnehmen-

den wogen Vor- und Nachteile

von Gebietsreformen – also der

Neugliederung kommunaler

Verwaltungseinheiten – und in-

terkommunaler Zusammenar-

Die Ergebnisse der fünf Bürgerkongresse zur Kommunal- und Verwaltungsreform
sind hier im Überblick und komprimiert dargestellt. Im Detail wurden die Arbeits-
ergebnisse der einzelnen Veranstaltungen sowohl den Teilnehmenden als auch der

breiten Öffentlichkeit bereits nach jedem Bürgerkongress online zur Verfügung
gestellt. Diese sind unter www.buergerkongresse.rlp.de dauerhaft abrufbar.

beit, also der Kooperation zwi-

schen bestehenden Körper-

schaften, gegeneinander ab.

• Zum Schluss hatten die Grup-

pen die Möglichkeit, den Kon-

gresstag Revue passieren zu las-

sen und mehrere Kernbotschaf-

ten an die Landesregierung zu

formulieren. Sie sollten deutlich

machen, worauf es aus Sicht der

Bürgerinnen und Bürger bei ei-

ner solch komplexen Reform

vor allem ankommt.

1. Stärken-Schwächen-

Analyse:  Die Verwaltung

in Rheinland-Pfalz aus

Bürgersicht

Lob…

In allen Bürgerkongressen bekun-

deten die Teilnehmenden, dass die

Kunden- und Bürgerfreundlich-

keit im Verwaltungshandeln ten-

denziell zunimmt.

Bürgerinnen und Bürgern schät-

zen es sehr, wenn sich Bürger und

Verwaltungsmitarbeiter „auf Au-

genhöhe“ begegnen und der Um-

gang miteinander freundlich und

zugewandt ist. Positiv gesehen

wird es auch, wenn Verwaltungs-

mitarbeitende ihre Ermessen-

spielräume nutzen, flexibel han-

deln und nicht nur starr an Regeln

und Vorschriften orientiert sind.

Freundliches Personal mit Sachver-

stand wird gelobt und Verständnis

dafür geäußert, dass mitunter

auch die Arbeitsbedingungen in

öffentlichen Verwaltungen (Perso-

nalmangel, Launen der Bürger)

schwierig sind.

Übereinstimmend hoben die

Teilnehmenden der Bürgerkongres-

se die positiven Erfahrungen mit

Bürgerbüros hervor: schnelle Be-

arbeitungszeiten, professionelle

Hilfe, und das alles aus einer Hand.

Vertrauensvolle, persönliche An-

sprechpartner/innen und der di-

rekte Kontakt am Ort sind den Bür-

gerinnen und Bürgern wichtig,

ebenso die fachliche Kompetenz

der Verwaltung, die im Hintergrund

sichergestellt sein soll. Bürgerbüros

stellen aus Sicht der Teilnehmenden

eine zentrale Schnittstelle zwischen

Bürger/in und Verwaltung dar. Sie

werden als wesentlicher Baustein

für mehr Bürgernähe der Verwal-

tungen empfunden.

Die Teilnehmenden der Bürger-

kongresse plädierten schon in die-
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» Das Verhältnis von Bürger

und Verwaltung bessert

sich, wenn auch noch nicht

überall. «

» Es gibt sie, die freundlichen,

kompetenten Verwaltungs-

mitarbeiter! «

» Unser Bürgerbüro ist

beispielhaft aufgebaut, mit

offener Theke, ohne

trennende Glasscheiben. «

Die Ergebnisse der Bürgerkongresse

ser Phase der Bestandsaufnahme

mehrheitlich dafür, das Erfolgsmo-

dell Bürgerbüro weiter auszubau-

en. Es wurde beispielsweise vorge-

schlagen, dass in den größeren

Städten diese Funktion durchaus

Stadtteilbüros oder/und Quar-

tiersmanager übernehmen könn-

ten. Für die ländlichen Regionen

und besonders für ältere Men-

schen wurden „mobile“ Bürger-

büros oder eine „Verwaltung auf

Rädern“ vorgeschlagen.

Die Nutzung des Internets, sei es

für das Herunterladen von Formu-

laren oder als unkomplizierte

Form der Kommunikation, wird

von vielen genutzt. Der Einstieg in

die Online-Verwaltung wird be-

grüßt, sofern sie bedienerfreund-

lich ist. Allerdings sollten auch die

konventionellen Kommunikations-

wege (schriftlich, per Formular

oder telefonisch) unbedingt erhal-

ten bleiben.

...und Kritik

Wo Licht ist, ist auch Schatten:

Neben positiven wurden auch zahl-

reiche kritische Anmerkungen ge-

macht. Zu viel Bürokratie, Kirch-

turmdenken, mangelnde Koope-

ration der Ämter, unklare Zustän-

digkeiten, zu lange Verfahren,

mangelnde Transparenz, Un-

freundlichkeit und eine oftmals

unverständliche Verwaltungs-

fachsprache wurden in allen fünf

Bürgerkongressen angeführt.

Das Verwaltungshandeln wird

von den Bürgerinnen und Bürgern

oft als starr und bürokratisch emp-

funden. Im direkten Kontakt mit

der Verwaltung fühlen sich einige

bevormundet, viele vermissen eine

Behandlung, die sich freundlich

und ernsthaft ihrem Anliegen wid-

met. Zu kurze, inflexible Öff-

nungszeiten, insbesondere für Be-

rufstätige, wurden moniert.

 Meinungen...



DOKUMENTATION:  Bürgerkongresse

SEITE 22

gen Kosten und langwierigen Ab-

läufen. Die Botschaft „Ich bin nicht

zuständig“ hören die Bürgerinnen

und Bürger offenbar noch zu oft.

Hier wurde mehr Transparenz ge-

fordert, symbolisch gesprochen

„das gläserne Rathaus“. Wer ist

zuständig, wofür wird Geld ausge-

geben, was kostet wieviel? Das wa-

ren typische Fragen der Teilneh-

menden.

Mehr Transparenz und klare

Verantwortlichkeiten forderten

die Teilnehmenden der Bürgerkon-

gresse auch für die politischen Ent-

scheidungsprozesse in den Kom-

munen: Die Bürgerinnen und Bür-

ger wollen nicht nur das Ergebnis

von Entscheidungen erfahren, son-

dern auch den Weg zur Entschei-

dungsfindung mitverfolgen kön-

nen und im besten Fall daran be-

teiligt werden.

Skepsis wurde deutlich hinsicht-

lich der parteipolitischen Unab-

hängigkeit von Verwaltungshan-

deln. Zu häufig würden Sachent-

scheidungen von politischen Erwä-

gungen dominiert, war bei vielen

Teilnehmenden der Eindruck.

Immer wieder kritisiert wurde

auch die Privatisierung kommu-

naler Dienstleistungen, etwa der

Abfallentsorgung oder der Was-

serversorgung. Diese wurde ver-

bunden mit dem Hinweis auf den

Verlust von Steuerungsmöglichkei-

ten und die Sorge um Qualitätsein-

bußen.

Das Verhältnis zwischen den

Orts- und Verbandsgemeinden wur-

de unterschiedlich gesehen: Einige

kritisierten das Kirchturmdenken

der Ortsgemeinden innerhalb einer

Verbandsgemeinde oder zwischen

benachbarten Verbandsgemein-

Die Ergebnisse der Bürgerkongresse

Zuständigkeiten sind den Bür-

gerinnen und Bürgern oftmals un-

klar und von außen schwer durch-

schaubar. Einige Kongressteilneh-

mende hatten die Erfahrung ge-

macht, dass wichtige Informatio-

nen nicht oder zu spät an sie wei-

tergegeben wurden. Dadurch er-

scheint die Verwaltung vielen als

ein undurchsichtiger Dschungel.

Die bestehenden Strukturen emp-

finden viele als unübersichtlich

und verwirrend („Zuständigkeits-

wirrwarr“).

 Wechselnde Ansprechpartner,

unklare Kompetenzverteilung zwi-

schen verschiedenen Ämtern und

Verwaltungsebenen (zum Beispiel

Verbandsgemeinde oder Kreis)

wurden kritisiert. Diese unklaren

Zuständigkeiten führen – so vermu-

teten die Teilnehmerinnen und Teil-

nehmer – zu langen Wegen, unnöti-
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» Der politische Einfluss

auf Sachentscheidungen

ist zu groß. «

» E-Government alleine

ist kein Allheilmittel

für Bürgernähe. «

» Bedienstete müssen

sich mehr als

Dienstleister sehen. «

Die Ergebnisse der Bürgerkongresse

den. Es würden zu wenig gemeinsa-

me Lösungen gesucht, Kooperation

wäre selten.  Andere meinten,  Ver-

bandsgemeinden seien häufig zu

klein, sie agierten zudem gerne ab-

gehoben von den Ortsgemeinde-

bedürfnissen. Die Ortsgemeinden

müssten deshalb künftig wieder

mehr Aufgaben selbst übernehmen

und gestärkt werden: „Was vor

Ort entschieden werden kann,

sollte auch vor Ort entschieden

werden.“ Doch hier gab es auch Wi-

derspruch:  Die Planungshoheit der

Ortsgemeinden beispielsweise im

Baurecht wurde von einigen als

nicht mehr zeitgemäß empfunden.

Dies führe oftmals zu ungehemm-

tem Flächenverbrauch durch die

unkoordinierte  Ausweisung neuer

Bau- oder Gewerbegebiete.

Kritisch gesehen wurde auch der

mangelnde Reformmut der Politik

insgesamt, das Fehlen einer großen

Reform der föderalen Struktur in

Deutschland und zu kurze Wahlpe-

rioden, die nicht ausreichten, um

auch einmal zunächst unpopuläre

Weichenstellungen zu treffen.

Bei aller Kritik wiesen viele Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer auch

auf Ursachen hin: Der teilweise zu

starke Personalabbau in den Ver-

waltungen führe zu Überlastun-

gen bei den Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter, Unfreundlichkeit und

Überforderung seien die Folge.

Mangelnde Fortbildungen wur-

den als Gründe für fehlende Kom-

 Meinungen...

petenz in Fachfragen vermutet.

Zudem, so die selbstkritische An-

merkung einiger Kongressteilneh-

menden, sei auch die Haltung und

das Verhalten mancher Bürger

nicht immer freundlich und beson-

nen, sondern oftmals ruppig und

würde von den Verwaltungsmitar-

beitern als herablassend erlebt.

Die Teilnehmenden entwickelten

darüber hinaus bereits in der Phase

der Stärken- und Schwächen- Ana-

lyse Verbesserungsvorschläge, die

auch beim anschließenden Skizzie-

ren einer bürgernahen Verwaltung

der Zukunft wieder in den Blick ka-

men: Verwaltungen sollten ein mo-

tivierendes, qualitätssicherndes

Vergleichssystem (Benchmar-

king) einführen und verstärkt in die

Schulung der Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter zur Bürgerorientierung

investieren. Dabei sollten auch so-

ziale und interkulturelle Kompe-

tenzen ausgebildet werden, da

insbesondere Menschen mit Behin-

derung und nichtdeutsche Bürger-

innen und Bürger sich häufiger we-

niger gut behandelt fühlten.

Zur Qualitätssteigerung in der

Verwaltung wurde zudem mehr-

fach ein besseres Projektmanage-

ment mit systematischer Quali-

tätssicherung angeregt, das Ler-

nen von „guten Beispielen“ ande-

rer eingefordert und auf die not-

wendige Wertschätzung des eige-

nen Personals als Führungsaufgabe

hingewiesen. Die Einführung eines
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Foto

Die Ergebnisse der Bürgerkongresse

unbürokratischen Beschwerdewe-

sens oder einer vertraulichen An-

sprechstelle für Verwaltungspro-

bleme (Ombudsstelle) auf Ebene

der Verbandsgemeinden wurde

ebenfalls angeregt. Die Online-Ver-

waltung solle ausgebaut, und

– ganz oben auf der Wunschliste –

flexible Öffnungszeiten sollten ein-

geführt werden.

2. Bürgernahe Verwaltung

Die Teilnehmenden der Bürgerkon-

gresse in Rheinland-Pfalz erwarten

eine dienstleistungsorientierte

Verwaltung, die schnell, flexibel

und transparent agiert. Zudem

sollen Bürgerinnen und Bürger

„als Partner statt als Bittsteller“

behandelt werden. Die bürgerna-

he Verwaltung der Zukunft ist

freundlich, verständlich und kom-

petent. Soziale und interkulturelle

Kompetenz sowie ein freundlicher

Umgangsstil kennzeichnen sie.

Ein lösungsorientiertes Selbst-

verständnis bildet die Grundlage

künftigen Verwaltungshandelns.

Die Handlungsdevise dazu lautet:

„So könnte es gehen, statt so

geht’s nicht“. Ziel dieser Entwick-

lung ist eine „ermöglichende Ver-

waltung“, die mit weniger Vor-

schriften und mehr Gestaltungs-

spielraum agiert. Diese Neuorien-

tierung im Verwaltungshandeln soll-

te, so die Bürgerinnen und Bürger,

durch die Einführung eines umfas-

senden Qualitätsmanagements

unterstützt werden. Auch ein Be-

schwerdemanagement, das pro-

fessionell und zuverlässig mit Kritik

oder Beschwerden umgeht, wird

als erforderlich angesehen. Die

konkreten Vorschläge hierzu rei-

chen bis hin zur systematischen Eta-

blierung von Mediatorinnen und

Mediatoren in der Verwaltung.

Insgesamt werden in einer bürger-

nahen Verwaltung der Zukunft bü-

rokratische Vorgänge vereinfacht

und überflüssige Vorschriften kon-

sequent abgebaut.

Der konkrete Kontakt zur bür-

gernahen Verwaltung von morgen

lässt sich im Spiegel der Kongress-

ergebnisse folgendermaßen skiz-

zieren: Als Bürgerin oder Bürger

treffe ich am Eingang des Verwal-

tungsgebäudes auf einen kompe-

tenten Ansprechpartner. Sie oder

er hilft mir bei Bedarf als „Bürger-

lotse“ durch den Verwaltungs-

dschungel. So gelange ich zu der

für mich und mein Anliegen richti-

gen Stelle, die mir kompetent Aus-

kunft gibt. Man sorgt dafür, dass

interne Abstimmungen bei kom-

plexeren Verfahren innerhalb der

Verwaltung so organisiert sind,

dass es bei einem Ansprechpart-

ner für mich bleibt, der die verwal-

tungsinternen Abläufe koordi-

niert. Doppelzuständigkeiten in

unterschiedlichen Ämtern oder

ein Hin-und-her-verwiesen-Werden

gehören der Vergangenheit an. Die

Auskünfte, die ich erhalte, sind

einfach und gut verständlich for-

muliert.

Die entscheidende Größe für

mehr Bürgernähe sind aus Sicht

der Teilnehmenden die Bürgerbü-

ros . Sie können für die einen wie

bisher auf Ebene der Verbandsge-

meinde angesiedelt sein. Für an-

dere würde ein Ansprechpartner

vor Ort – vor allem für soziale An-
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liegen – die Ortsgemeinde auf-

werten. Bereits bestehende Bür-

gerbüros werden durchweg ge-

lobt, auch wenn die Öffnungszei-

ten noch verbessert werden sol-

len.

In strukturschwachen oder länd-

lich geprägten Räumen soll künf-

tig die Verwaltung auf Rädern zu

den Bürgerinnen und Bürgern

kommen. Mobile Bürgerbüros

versorgen demnach als eine Art

Dienstleistungsbus ähnlich dem

Sparkassenbus Ortsgemeinden in

ländlichen Gebieten mit einem Ba-

sisservice. Die „rollende Verwal-

tung“ hilft gerade auch der wach-

senden Zahl älterer Menschen

dabei, Verwaltungsangelegenhei-

ten zu erledigen.

Bürgernahe Verwaltung muss

aber nicht in allen Fällen vor der

Haustür der Bürgerinnen und Bür-

ger vorzufinden sein. Zwar wün-

schen sich alle Teilnehmenden eine

» Bitte mehr ,so geht’s‘

statt ,so geht’s nicht‘! «

» Wir brauchen mehr

Bürgerbüros vor Ort und

eine mobile Verwaltung

in der Fläche. «

» Verständlichere Formulare,

und diese ins Internet. «

Die Ergebnisse der Bürgerkongresse

gute Erreichbarkeit der Verwal-

tung, diese ist jedoch für viele

auch gegeben, wenn die Nahver-

kehrsverbindungen zu den Verwal-

tungszentren verbessert werden

oder Telefonzentralen kompetent

besetzt und gut erreichbar sind.

Auch die Online-Verwaltung soll

ausgebaut und bedienerfreundli-

cher gestaltet werden.

„Unsere Verwaltung muss be-

zahlbar bleiben“: In den Bürger-

kongressen wurden hierzu viele

Überlegungen für mehr Effizienz

im Verwaltungshandeln, eine bes-

sere Vernetzung von Verwaltungs-

einheiten und den Abbau von Dop-

pelzuständigkeiten beigetragen.

Verwaltung soll künftig weniger

kosten. Zuständigkeiten sollen

transparent und eindeutig sein.

Grundsätzlich wird ein Verlagern

von Aufgaben nach unten und eine

damit verbundene Stärkung der

Ortsgemeinden begrüßt. Dabei

sollte strikt das Konnexitätsprinzip

gelten, das heißt, dass eine Aufga-

benverlagerung auch finanziell

ausgeglichen werden muss.

Eine bürgernahe Verwaltung

von morgen zeichnet sich darüber

hinaus durch konsequente Bür-

gerbeteiligung aus und sorgt für

mehr Transparenz des Verwal-

tungshandelns und politischer

Abläufe. Bürgerengagement und

das lokale Ehrenamt werden von

Seiten der Verwaltung gefördert,

gestärkt und nicht behindert.

 Meinungen...
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3. Argumente für

eine Gebietsreform

und interkommunale

Kooperationen

Eine Kommunal- und Verwaltungs-

reform soll den Bürgerinnen und

Bürgern in Rheinland-Pfalz dienen.

Aus Bürgersicht muss das Ziel sein,

die Verwaltungsstrukturen in Rhein-

land-Pfalz so zu gestalten, dass sie

dem demographischen Wandel

standhalten und gleichzeitig Bür-

gernähe sicherstellen.

Die Frage nach dem besten Re-

formweg beantworteten die meis-

ten Arbeitsgruppen mit dem Hin-

weis: Sowohl auf dem Weg einer

Gebietsreform als auch in der inter-

kommunalen Zusammenarbeit lie-

gen Risiken und Chancen. Beide Lö-

sungen haben sowohl Stärken als

auch Schwächen. Den meisten Teil-

nehmenden schwebt deshalb eine

intelligente Kombination aus bei-

dem vor, nicht jedoch eine Reform

auf Basis des kleinsten gemeinsa-

men Nenners.

Interkommunale Zusammenar-

beit ist dabei für viele ein sinnvoller

Weg, um örtliches Kirchturm-

denken zu überwinden. Die Koope-

ration von Kommunen in Sachthe-

men und in bestimmten Aufgaben-

feldern wird grundsätzlich und un-

abhängig von der anstehenden Re-

form als sinnvoll erachtet. Viele Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer zeig-

ten sich erstaunt, dass dieses Instru-

ger wichtig als eine im Ergebnis

funktionierende, bürgerfreundli-

che Verwaltung, die Bedürfnisse

und Anliegen der Bürgerinnen und

Bürger ernst nimmt.

Die Teilnehmenden der Bürger-

kongresse gaben sich pragmatisch:

Sie sehen die Herausforderungen

der demographischen Entwicklung

und erkennen Handlungsbedarf.

„Die Krise der Staatsfinanzen sollte

als Chance begriffen werden“, so

ein Zitat. Die Landesregierung wur-

de aufgefordert, aktiv zu gestalten

anstatt abzuwarten und so irgend-

wann vom Lauf der Dinge zum Han-

deln gezwungen zu werden.

4. Zukunftsbausteine für

Rheinland-Pfalz

Kernbotschaften nach einem lan-

gen Tag: Zum Schluss der Bürger-

kongresse hatten die Teilnehmen-

den die Aufgabe, ihre Kernsätze

zur Kommunal- und Verwaltungs-

reform auf Kartons, die so genann-

ten Zukunftsbausteine, zu schrei-

ben.  Darin bestärkten die Teilneh-

menden die politisch Verantwort-

lichen, Mut zu haben und Refor-

men möglichst zeitnah und ent-

schlossen anzugehen. Die Zu-

kunftsbausteine spiegelten auch

die Ergebnisse der einzelnen Ar-

beitsphasen.

ment nicht schon viel stärker einge-

setzt wird. Regionale Lösungen soll-

ten ausgebaut und geradezu selbst-

verständlich werden. Interkommu-

nale Zusammenarbeit kann aus

Sicht vieler Teilnehmenden auch

eine Vorstufe für Gebietsreformen

sein.

Eine Gebietsreform soll aus Sicht

der Bürgerinnen und Bürger Rück-

sicht auf regionale Besonderheiten

nehmen. Viele betrachten neue Ge-

bietsstrukturen als Basis für zusätz-

liche, interkommunale Kooperatio-

nen. Neue Gebietszuschnitte sind

für viele notwendig und sinnvoll, um

die öffentliche Verwaltung zukünf-

tig bezahlbar zu machen.

Allerdings, dieser Hinweis war oft

zu hören, soll es keine Reform mit

dem Rasenmäher, sondern mit Au-

genmaß geben: „Was funktioniert,

soll bleiben, was optimiert werden

kann, soll angepackt werden“.

Eine Reform soll tendenziell die

Ortsgemeinden stärken. Gleichzei-

tig wurde wiederholt angeregt,

eine Verwaltungsebene zu strei-

chen, um effektiver und kosten-

günstiger zu werden. Hier wurden

mal die Verbandsgemeinden, mal

die Mittelinstanzen genannt.

Gleichwohl gab es auch Fürspre-

cher für bewährte Verbandsge-

meindestrukturen. Die unterschied-

lichen Größenzuschnitte gaben hier

oft Anlass zu Diskussionen. Im Kern

waren den meisten Kongressteil-

nehmenden Gebietsgrenzen weni-
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Bürgernähe

Das Ziel der Reformbemühungen

soll eine bürgerorientierte Verwal-

tung sein, die bezahlbar bleibt,

schlanker und zugleich bürger-

freundlicher wird. Ein kompeten-

ter Service möglichst aus einer

Hand, flexible Öffnungszeiten,

Bürgerbüros als flächendeckender

Standard sowie mobile Anlaufstel-

len in der Fläche wurden vorge-

schlagen. Die Verwaltungsebenen

im Land sollen verringert, die Auf-

gabenverteilung vereinfacht und

Bürokratie (weniger Vorschriften,

nachvollziehbare Abläufe, ver-

ständliche Sprache) abgebaut

werden.

Bürgerbeteiligung und

Demokratie

Die Bürgerkongresse waren für vie-

le ein gelungenes Beispiel für Bür-

gerbeteiligung in Rheinland-Pfalz.

Solche Prozesse sollten nach Mei-

nung der Teilnehmenden auch vor

Ort im Vorfeld wichtiger Entschei-

dungsfindungen verstärkt einge-

setzt werden. Die Bürgerinnen und

Bürger erwarten von der Landes-

regierung und der Politik in Rhein-

land-Pfalz, dass die erarbeiteten

Ideen und Vorschläge der Bürger-

kongresse ernst genommen wer-

den. Die Bürger und Bürgerinnen

sind daran interessiert, über den

Fortgang des Reformprozesses in-

formiert und auch weiter beteiligt

zu werden.

Optimierte Gebiets-

und Verwaltungsstrukturen

„Das eine Tun, das andere nicht las-

sen“: Die Teilnehmenden sprachen

sich für Reformwege aus, die so-

wohl die Vorteile einer Gebietsre-

form nutzen („Größere Einheiten

ermöglichen mehr Fachkompe-

tenz“) als auch interkommunale

Kooperationen entlang von Sach-

aufgaben fördern. Die Größe der

Kommune bzw. des vorhandenen

Verwaltungsapparates dürfe da-

bei jedoch nicht das alleinige Krite-

rium sein. Eine flächendeckende,

einheitliche Reform ist aus Sicht

der Bürgerinnen und Bürger nicht

wünschenswert, sondern es wird

ein differenzierender Blick erwar-

tet, der die regionalen Besonder-

heiten beachtet und die Menschen

mitnimmt.

» Mehr Mut zu Reformen –

kein Reförmchen. «

» Mut zur Veränderung –

aber Größe ist nicht alles! «

» Reform mit Augenmaß

und Bürgernähe als Ziel. «

Die Ergebnisse der Bürgerkongresse

 Meinungen...
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